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Beschluss:

1. Der Stadtrat nimmt die beschriebenen Entwicklungen und zukünftigen 

Herausforderungen im Bereich Verkehr und Mobilität, die Inhalte Modellstadt 

München 2030 und die Zusammenfassung des Stadtratshearings Mobilität 

vom 07.02.2018 zur Kenntnis. 

2. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird in Kooperation mit dem 

Baureferat, dem Kreisverwaltungsreferat, dem Referat für Arbeit und 

Wirtschaft und dem Referat für Gesundheit und Umwelt beauftragt, den 

bestehenden Verkehrsentwicklungsplan aus dem Jahr 2006 hin zu einem 

Mobilitätsplan für München (MobiMUC) weiterzuentwickeln. Das Referat für 

Stadtplanung und Bauordnung wird die Stadtwerke München GmbH (SWM) 

und die Münchner Verkehrsgesellschaft mbH (MVG mbH) an der Erstellung 

des Mobilitätsplans beteiligen. 

3. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, die 

Öffentlichkeitsphase und Partizipation entsprechend den in Kapitel 3.2 des 

Vortrags der Referentin beschriebenen Inhalten durchzuführen. 

4. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt im Rahmen der 

Erstellung und des Monitorings des Mobilitätsplans für München ein 

Mobilitätspanel zu konzipieren, um aktuelle Informationen über das 

Verkehrsverhalten der Münchnerinnen und Münchner zu erfassen. Dem 

Stadtrat wird über Konzeption, Umsetzung und Finanzierung des 

Mobilitätspanels eine gesonderte Beschlussvorlage vorgelegt. 

5. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, kontinuierlich 

im Hinblick auf die sich laufend ändernden Rahmenbedingungen zu prüfen, 

ob Anpassungen des Mobilitätsplans erforderlich sind. Eventuell erforderliche 
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Anpassungen sind dem Stadtrat zur Beschlussfassung vorzulegen. 

6. Das Referat für Bauordnung und Stadtplanung wird beauftragt, in 2019 das 

Projekt „Zug nach Berlin“ durchzuführen und eventuell dazu erforderliche 

Vergabeverfahren zu externen Arbeitsbausteinen (Veranstaltungsorganisation) 

durchzuführen. Bei den Adressatinnen und Adressaten sollen insbesondere 

eine bedarfsgerechte, also deutlich höhere Finanzierung von Projekten des 

öffentlichen Personennahverkehrs in der Region sowie eine zur Erreichung 

der Aufgaben der Mobilitätsausstattung angemessene Anpassung der 

Fördervoraussetzungen eingefordert werden. 

7. Es wird zweimal im Jahr ein gemeinsamer Ausschuss mit dem 

Themenschwerpunkt Mobilität und Verkehr durchgeführt. Die im Bereich 

Verkehr und Mobilität zuständigen Referate – das Baureferat, das 

Kreisverwaltungsreferat, das Referat für Arbeit und Wirtschaft, das Referat für 

Gesundheit und Umwelt, die Stadtkämmerei sowie das Referat für 

Stadtplanung und Bauordnung – sind als Vertretungen im gemeinsamen 

Ausschuss gesetzt. Weitere Referate können bei Bedarf hinzugezogen 

werden. Die Organisation des gemeinsamen Ausschusses erfolgt durch das 

Referat für Stadtplanung und Bauordnung. 

8. Die zusätzlich für erforderlich gehaltenen Personalbedarfe werden zur 

Kenntnis genommen. Die Bedarfe sind im Rahmen des Eckdatenbeschlusses 

zum Haushalt 2019 vom Referat für Stadtplanung und Bauordnung 

angemeldet worden. Im Falle einer Zustimmung durch den Stadtrat wird 

hierzu in Form einer Beschlussvorlage in der zweiten Jahreshälfte 2019 

erneut vorgetragen. 

9. Der Punkt 1 des Ergänzungsantrags der GRÜNEN/RL vom 24.05.2017 (Nr. 

14-20 / A 03130) ist damit geschäftsordnungsgemäß behandelt. 

10. Der Antrag Nr. 08-14 / A 03133 der Stadtratsfraktion der FDP vom 27.02.2012 

ist damit aufgegriffen. Die nächste Vorlage erfolgt voraussichtlich im Januar 
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2019. 

11. Der Antrag Nr. 08-14 / A 04731 der Stadtratsfraktion DIE GRÜNEN/RL vom 

24.10.2013 ist damit aufgegriffen. Die nächste Vorlage erfolgt voraussichtlich 

im Januar 2019. 

12. Der Antrag Nr. 14-20 / A 02779 der Stadtratsfraktion DIE GRÜNEN/RL vom 

13.01.2017 ist damit aufgegriffen. Die nächste Vorlage erfolgt voraussichtlich 

im Januar 2019. 

13. Der Antrag Nr. 14-20 / A 02924 der Stadtratsfraktion Die Grünen – rosa Liste 

vom 02.03.2017 ist damit aufgegriffen. Die nächste Vorlage erfolgt 

voraussichtlich im Januar 2019. 

14. Der Antrag Nr. 14-20 / A 02925 der Stadtratsfraktion Die Grünen – rosa Liste 

vom 02.03.2017 ist damit aufgegriffen. Die nächste Vorlage erfolgt 

voraussichtlich im Januar 2019. 

15. Der Antrag Nr. 14-20 / A 02926 der Stadtratsfraktion Die Grünen – rosa Liste 

vom 02.03.2017 ist damit aufgegriffen. Die nächste Vorlage erfolgt 

voraussichtlich im Januar 2019. 

16. Der Antrag Nr. 14-20 / A 02927 der Stadtratsfraktion Die Grünen – rosa Liste 

vom 02.03.2017 ist damit geschäftsordnungsgemäß behandelt. 

17. Der Antrag Nr. 14-20 / A 02945 der Stadtratsfraktion Fraktion Bündnis 90/DIE 

GRÜNEN/RL vom 10.03.2017 ist damit geschäftsordnungsgemäß behandelt. 

18. Der Antrag Nr. 14-20 / A 03283 der Stadtratsfraktionen von Herrn StR 

Alexander Reissl, Herrn StR Horst Lischka, Herrn StR Jens Röver, Herrn StR 

Manuel Pretzl, Herrn StR Sebastian Schall, Herrn StR Johann Sauerer vom 

02.03.2017 ist damit geschäftsordnungsgemäß behandelt. 
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19. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.

Über den Beratungsgegenstand wird durch die Vollversammlung des Stadtrats 

endgültig entschieden.


